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Thun Im ehemaligen Spedi-
tionsgebäude der Gerber Käse
AG entsteht das Hotel-Restau-
rant Spedition. Der Gastronom
Daniel Mani schlägt damit ein
neues Kapitel auf.

Momentan steht das denkmalge-
schützte Gebäude an der Gewer-
bestrasse 4 noch leer. Daswill die
Eigentümerin, die Credit Suisse
Anlagestiftung, ändern: Sie hat
ein Baugesuch zum Ausbau des
ehemaligen Speditionsgebäudes
in einen «öffentlichen Gastge-
werbebetrieb» publiziert. Vorge-
sehen sind ein Restaurant im
Erdgeschoss, Hotelzimmer im
Obergeschoss und eine Bar im
Untergeschoss. Bereits fest steht,
wer den Betrieb leiten wird: der
Thuner Gastronom Daniel Mani.
Unterstützt wird er von seiner
Frau Manuela. In einer Medien-
mitteilung gibt er Details zum
Vorhaben bekannt: Der Betrieb
wird in Anlehnung an die frühere
Nutzung «Spedition» heissen.
Zum 3-Sterne-Superior-Hotel
gehören nebst 15 Zimmern mit
30 Betten ein Restaurant mit
Terrasse und ein «private Di-
ning-Room»mit einemWeinkel-
ler sowie eineKüche imUnterge-
schoss des Gebäudes – also keine
Bar im eigentlichen Sinn. nik

Käse-Haus
wird Hotel

Neues Komitee Zahlreiche
bekannteWirtschaftsgrössen
des Kantons Bern wollen, dass
SP-MannHans Stöckli wieder in
den Ständerat gewählt wird.

Elf Bernerinnen und Berner
kandidieren heuer für den Stän-
derat. Darunter finden sich wirt-
schaftsfreundliche Kandidaten
wie Unternehmer Jürg Grossen
(GLP), Albert Rösti (SVP) oder
Betriebsökonomin Claudine Es-
seiva (FDP). Gestern wurde ein
Komitee mit dem Namen «Ber-
ner Wirtschaftsleute für Stände-
rat Hans Stöckli» in der Öffent-
lichkeit präsentiert. Wie es der
Name des Komitees sagt, unter-
stützt es den bisherigen SP-Stän-
deratHans Stöckli. «Hans Stöckli
weiss, dass ohne Wirtschaft
nichts geht. Erhat sich immer für
optimale Rahmenbedingungen
eingesetzt, auch imStöckli»,wird
Benedikt Weibel, früherer SBB-
Chef, Unternehmer undMitglied
des Co-Präsidiums, in einer Me-
dienmitteilung zitiert.

Mehrheitsfähige Politik
Weitere prominente Stöckli-Un-
terstützer sind etwa Daniel Frei,
Präsident der Kongress und Kur-
saal AG Bern, SBB-Präsident Ul-
rich Gygi, Thomas Zeltner, Prä-
sident der KPT-Krankenversi-
cherung, oder Thomas Binggeli,
Inhaber von Thömus.
Die Parlamentswahlen seien

für die Berner Wirtschaft von
grosser Bedeutung. Der Wahl in
den Ständerat komme dabei ein
besonderes Gewicht zu, heisst
es in der Medienmitteilung. Der
Kanton Bern müsse mehrheits-
fähig im Bundeshaus vertreten
werden. Weder Ideologie oder
Populismus noch Bürokratie
oder Technokratie sollen die
Richtschnur der politischen Ar-
beit sein. pd/ehi

Wirtschaft für
Stöckli

Spitäler Ander revidierten Spitalversorgungsverordnung desKantons scheiden sich dieGeister: Spitäler undKommission
stören sich an den weitreichenden Eingriffen der Gesundheitsdirektion und befürchtenMehrkosten in Millionenhöhe.

Nur die Berner Spitäler, die für
die Versorgung der Bevölkerung
nötig und gut erreichbar sind,
hohe Qualität bieten sowie wirt-
schaftlich arbeiten, erhalten ei-
nen Leistungsauftrag und damit
Geld des Kantons. Konkret be-
teiligt sich dieser mit 55 Prozent
an der Finanzierung der Patien-
tenbehandlungen. Welche Krite-
rien die Spitäler dafür erfüllen
müssen, schreibt das Spitalver-
sorgungsgesetz vor. Die Details
regelt die dazu gehörende Ver-
ordnung.
Während das vom Grossen Rat

revidierte Gesetz seit Anfang
2014 in Kraft ist, hinkt die Ge-
sundheitsdirektion mit der Revi-
sion der Verordnung hinterher.
Vor Wochenfrist teilte die Regie-
rung mit, dass die Verordnung
verabschiedet und per 1.Dezem-
ber in Kraft gesetzt sei (wir be-
richteten). Dass die Revision erst
jetzt abgeschlossen ist, erklärt
die Regierung damit, dass die Ge-
sundheitsdirektion die Revision
gemeinsam mit den Spitälern zu
erarbeiten hatte. Dies habe zwar
mehr Zeit gekostet, dafür jedoch
die Akzeptanz der Bestimmun-
gen erhöht.

«Enormer Aufwand»
Die Nachfrage bei den Spitalver-
bänden zeigt: Das Gegenteil ist
der Fall. Viele der Kritikpunkte
seien nicht in die Verordnung
eingeflossen, heisst es sowohl
beim Verband der öffentlichen
Spitäler (diespitäler.be) als auch
bei jenem der Privatspitäler
VPSB. Ähnlich tönt es bei der
parlamentarischenGesundheits-
und Sozialkommission (GSoK),
die sich in der Konsultation zum
Verordnungsentwurf im Früh-
ling kritisch geäussert hatte.
Die Hauptkritik bezieht sich

auf drei Punkte: das sogenannte
Lebenszyklusmanagement, die
Zulassungskriterien, die die Spi-
täler für einen Leistungsvertrag
erfüllen müssen, und die Spital-
seelsorge.

Beim Lebenszyklusmanage-
ment sollen die Spitäler der Ge-
sundheitsdirektion melden, in
welchem Zustand sich ihre Lie-
genschaften, Fahrzeuge, das
Mobiliar und vieles mehr befin-
den.
Dieses «Mikromanagement»

bedeute enormen Aufwand, sagt
VPSB-Geschäftsführerin Ma-
nuelaGebert. «Es ist absurd, dass
der Kanton seine Spitäler erst in
Aktiengesellschaften umwandelt
und in die Selbstständigkeit ent-
lässt und ihnen – wie auch uns
Privatspitälern – über die Ver-
ordnung derart ins operative Ge-
schäft eingreift», soGebert.Diese
Ansicht teilt GSoK-Präsidentin
Katrin Zumstein (FDP, Langen-
thal). Sie erinnert zudem daran,
dass sich sowohl dieKommission
als auch der Grosse Rat bei der
Beratung des Spitalversorgungs-
gesetzes gegen einen zu hohen
Detaillierungsgrad ausgespro-
chen hatten. Für Christoph
Schöni, Geschäftsführer des Ver-
bands der öffentlichen Spitäler,
ist dieser Passus in der Verord-

nung «unnötig». Die gültigen
Rechnungslegungsrichtlinien für
Spitäler seien ausreichend. Für
Schöni beging allerdings der
Grosse Rat den Fehler, indem er
das Lebenszyklusmanagement
überhaupt erst ins Gesetz
schrieb.
Auch dass der Kanton bei den

Zulassungskriterien eine zusätz-
liche Anforderung an die Wirt-
schaftlichkeit in die Verordnung
geschrieben hat, stört Katrin
Zumstein. Dies, zumal sich die
Unternehmen ohnehin an die
Vorgaben im Krankenversiche-
rungsgesetz halten müssten.
«Das reicht vollauf», sagt Zum-
stein. «Es macht keinen Sinn,
hier eine zusätzliche Hürde ein-
zubauen.»
Beim dritten Kritikpunkt, wo-

nach ein Spital gemäss Verord-
nungstext pro dreihundert Pfle-
gefachleuten einen Seelsorger
oder eine Seelsorgerin anstellen
muss, stellt sich laut den Verbän-
den die Frage der Finanzierung.
«Es geht nicht an, dass die Spitä-
ler diese Kosten für gemeinwirt-

schaftliche Leistungen überneh-
men müssen», sagt Gebert. Ins-
gesamt schätzt der VPSB allein
die Personalmehrkosten, die den
Berner Spitälern durch die Ver-
ordnung entstehen, auf sechs
MillionenFranken pro Jahr. Dies
würde die Konkurrenzfähigkeit
derBernerSpitäler einschränken
und die Gesundheitskosten wei-
ter in die Höhe treiben, befürch-
ten Gebert und Zumstein.

Kirche kritisierte Gesetz
Den Vorwurf lässt Markus Alt-
haus vom kantonalen Spitalamt
nicht gelten. Er verweist darauf,
dass die Führung des Lebenszy-
klusmanagements über die In-
frastruktur vom Gesetzgeber so
gewollt sei. Der Erhebungsum-
fang sei gemeinsam mit Vertre-
tern der Listenspitäler definiert
worden. Viele Daten wie die Fi-
nanzzahlen seien bereits vorhan-
denundmüsstennicht gesondert
erhoben werden. «Der monierte
Zusatzaufwand dürfte sich inso-
fern in einem bescheidenen Rah-
men bewegen», sagt Althaus und

Spitalverordnung als Kostentreiber?

meint einige Tausend oder Zehn-
tausend Franken alle drei Jahre.
Bei der Bestimmung zur Spi-

talseelsorge verweist Althaus
ebenfalls auf die vom Grossen
Rat festgelegte gesetzliche Be-
stimmung. Diese sei von kirchli-
chen Kreisenmehrfach als unzu-
reichend kritisiert worden. Die
Verordnung solle Unsicherhei-
ten sowohl auf der Seite der Spi-
täler als auch bei den Seelsorgern
ausräumen. «Auf dieKritik in der
Vernehmlassung wurden die Be-
stimmungen zur Spitalseelsorge
stark entschlackt», so Althaus.
ImWesentlichen sei nurnochdie
Festschreibung von Stellenpro-
zenten im Seelsorgebereich bei-
behalten worden.
Insgesamt ist laut Althaus die

Aussage falsch, dass die Kritik
von Verbänden und Kommission
keine Aufnahme fand. «Es kön-
nen nie sämtliche Punkte in die
endgültige Fassung einer Vorlage
einfliessen – auch deshalb nicht,
weil sich die Kritik der Konsulta-
tionsteilnehmer widersprechen
kann.» Andrea Sommer

Die Berner Spitälermüssen der Gesundheitsdirektion künftig den Zustand ihrerMobilien und Immobilienmelden. Stefan Anderegg

Zweisimmen Die Gemeinde-
versammlung wirft einen Ret-
tungsanker für die Bergbahnen
Destination Gstaad AG (BDG)
aus.

Die Bergbahnen Destination
Gstaad AG (BDG) kann vorerst
aufatmen: An der ausserordent-
lichen Gemeindeversammlung
stimmte Zweisimmen am Mitt-
wochabend mit 224 Ja gegen
37 Nein den Massnahmen der
Schuldensanierungs- und Inves-
titionsstrategie zu. Saanen hat
am letzten Freitag mit 389 Ja ge-
gen 200 Nein 32,75 Millionen
Franken bewilligt. Noch offen
sind die Entscheide aus Rouge-
mont und der BDG-Generalver-
sammlung.
Für Zweisimmen bedeutet der

Entscheid einen Beitrag von 2,3
Millionen Franken an die Schul-
densanierung. Dies in Form frü-
her beschlossener respektive
nicht finanzwirksamer Beschlüs-
se wie der Ablösung der Bürg-
schaftsverpflichtung aus dem
Konzept Flex für 765000 Fran-
ken und der Herabsetzung des
Aktienkapitals um 85 Prozent,
die 1,56 Millionen ausmachen.
Die Rekapitalisierung derGesell-
schaft erfordern gut 2,4 Millio-
nen Franken. Fritz Leuzinger

Kredit für
Bergbahnen

Kinderschutz Die Forderung
nach einem Kostendach bei
freiwilligen Fremdplatzierun-
gen von Kindern blitzt beim Re-
gierungsrat ab.

Der Regierungsrat will keine
Kostenobergrenze fürdie freiwil-
lige Fremdplatzierung von Kin-
dern einführen. Dies schreibt er
in seiner Antwort auf eine Moti-
on der SVP-Grossräte Samuel
Krähenbühl (Unterlangenegg)
und Andrea Gschwend-Pieren
(Lyssach).
Die beiden kritisieren eine

«Kostenexplosion» bei dieser Art
von Fremdplatzierungen. «Ein
Grund für die gestiegenen Kos-
ten sind die teuren Tarife in ei-
nem Teil der Institutionen und
Heime», schreiben sie. Deshalb
fordern sie, dass für sämtliche
Heimplatzierungen Kostengren-
zen eingeführt werden. Zudem
dürften keine Einweisungen
mehr in Institutionen gemacht
werden, deren Kosten über die-
ser Grenze liegen.
Die Regierung erachtet zwar

flankierende Massnahmen zur
Kostensteuerung bei den freiwil-
ligen Fremdplatzierungen als er-
forderlich. Sie stimmt einer Kos-
tengrenze aber nicht zu. In be-
gründeten Einzelfällen müsse
vom Maximalbetrag abgewichen

werden können. Eine Verord-
nung, die am 1. Oktober in Kraft
tritt, ermögliche dies und gehe in
die gewünschteRichtung.Zudem
laufederzeit einProjekt zueinem
neuen Finanzierungssystem un-
ter anderem beim freiwilligen
Kinderschutz. Deshalb schlägt
die Regierung die Forderung zur
Annahme als Postulat vor.

«Anzahl ist nicht steuerbar»
Keine Zustimmung findet hinge-
gen die Festschreibung eines
Kostendeckels für freiwillige
Fremdplatzierungen im Voran-
schlag des Kantons. Ein solcher
würde bedingen, dass die Anzahl
Unterbringungen steuerbar ist.
«Dies ist nicht der Fall», schreibt
die Regierung. Sie befürchtet,
dass eine Begrenzung dazu füh-
ren könnte, dass die Kesb mehr
Fälle anordnet oder dass die
RechtederKindernichtmehr ge-
wahrt werden können.
Beides sei rechtswidrig und

problematisch. Eine höhere Be-
lastung der Kesb würde auch zu
Mehrkosten für den Kanton füh-
ren, da bei diesen Unterbringun-
gen der Kanton die Kosten allei-
ne trägt. Der Regierungsrat lehnt
deshalb auch ein Kostendach für
die Sozialdienste ab. Das letzte
Wort zum Vorstoss hat der Gros-
se Rat. mab

Kein Kostendach
Sozialhilfe Drei Grossräte
wollen die Sozialhilfekostenmit
einem neuen Verteiler verursa-
chergerechter auf die Gemein-
den verteilen. Die Regierung
lehnt dies ab.

Es soll keinen neuen Verteiler
der Sozialhilfekosten im Lasten-
ausgleich geben. Die Berner Re-
gierung lehnt eine solche Forde-
rung in einerMotion von Samuel
Krähenbühl (SVP, Unterlange-
negg), Patrick Freudiger (SVP,
Langenthal) und PhilippeMüller
(FDP, Bern) ab. Mit einem neuen
Verteiler und anderen Massnah-
men wollen die Motionäre das
Kostenwachstum in der Sozial-
hilfe bremsen und die Kosten
verursachergerechter auf die Ge-
meinden verteilen. Das bisherige
Bonus-Malus-System schaffe zu
wenig Anreize für die Kommu-
nen, ihre Ausgaben zu senken.
Konkret schlagen die Grossräte
vor, dass künftig ein Viertel der
Kosten aus den Lastenausglei-
chen Sozialhilfe und Sozialversi-
cherungen (Ergänzungsleistun-
gen) variabel auf die Gemeinden
verteilt werden, berechnet nach
der jeweiligen Anzahl Sozialhil-
fefälle pro Einwohner. Einweite-
rer Viertel soll je nach Einwoh-
nerzahl auf die Kommunen ver-
teilt werden. Heute wird so die

Hälfte der Kosten auf die Ge-
meinden aufgeteilt.

Folgen «nicht abschätzbar»
Für den Regierungsrat kommt
derVorschlag einemSelbstbehalt
für die Gemeinden von 25 Pro-
zent gleich. Dadurch würden zir-
ka 50 Gemeinden finanziell stär-
ker belastet und 310 entlastet.
ZurKasse gebetenwürden insbe-
sondere Städte und grössere Ge-
meinden. Für Bern etwa würde
die Zunahme der Kosten 9,5 Mil-
lionen betragen, für Biel gar 16,6
Millionen Franken. Die Konse-
quenzen dieser Umverteilung
seien «nicht abschätzbar» und
«zu schwerwiegend». Die Regie-
rung lehnt einen neuen Verteiler
deshalb ab. Zudem hält sie fest,
dass sie Gemeinden mit einem
höheren Anteil an Bezügern von
Ergänzungsleistungen nicht hö-
her belasten will.
Für den Lastenausgleich Sozi-

alhilfe aber wird der Regierungs-
rat dem Grossen Rat im Rahmen
eines anderen Vorstosses von
Philippe Müller ein alternatives
Modell unterbreiten. Dieses soll
mehr Anreize für Gemeinden
schaffen, umkosteneffizienter zu
handeln. Deshalb beantragt die
Regierung jene Punkte der Moti-
on, die in diese Richtung zielen,
zur Annahme als Postulat. mab

Änderung abgelehnt

Hans Stöckli
wird von der
Wirtschaft
unterstützt.
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